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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Niedersächsischen Verordnung

zur Durchführung des Baugesetzbuches

Vom 1. Dezember 2004

Aufgrund 

des § 46 Abs. 2, des § 80 Abs. 5, des § 199 Abs. 2 und des § 203
Abs. 3 des Baugesetzbuches in der Fassung vom 23. Septem-
ber 2004 (BGBl. I S. 2414) sowie 

des § 12 Abs. 2 des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes in
der Fassung vom 29. Januar 2002 (Nds. GVBl. S. 22) nach
Anhörung des Landesbeauftragten für den Datenschutz

wird verordnet:

Artikel 1

Änderung der Niedersächsischen Verordnung
zur Durchführung des Baugesetzbuches

Die Niedersächsische Verordnung zur Durchführung des
Baugesetzbuches vom 22. April 1997 (Nds. GVBl. S. 112), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 3. November 2003
(Nds. GVBl. S. 374), wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Landkreise nehmen hinsichtlich der kreisange-
hörigen Gemeinden, die nicht die Rechtsstellung einer
großen selbständigen Stadt besitzen, die Aufgaben der
höheren Verwaltungsbehörde nach dem Baugesetzbuch
(BauGB) wahr, ausgenommen 

1. die Entscheidungen nach § 6 Abs. 1 und § 10 Abs. 2
BauGB für Bauleitpläne, die die Landkreise selbst er-
arbeitet haben,

2. die Entscheidungen nach § 37 Abs. 1 und 2 BauGB,

3. die Aufgaben der Enteignungsbehörde (§ 104 Abs. 1
BauGB) und Entschädigungsfestsetzungen außerhalb
von Enteignungsverfahren (§ 18 Abs. 2, § 28 Abs. 6,
§ 43 Abs. 2, § 126 Abs. 2, § 150 Abs. 2, § 185 Abs. 2
und § 209 Abs. 2 BauGB) sowie

4. die Aufgaben nach § 138 Abs. 2 und § 149 Abs. 1, 5
und 6 BauGB.“

2. § 1 a Nr. 3 erhält folgende Fassung:

„3. im Zustimmungsverfahren nach § 82 der Nieder-
sächsischen Bauordnung die oberste Bauaufsichtsbe-
hörde,“.

3. In § 3 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „Grenzregelungen“
durch die Worte „vereinfachte Umlegungsverfahren“ er-
setzt.

4. In § 4 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 werden die Worte „einer der
Fachrichtungen“ durch die Worte „der Fachrichtung“ er-
setzt.

5. § 7 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Worte „das Amt für Agrar-
struktur“ durch die Worte „die Flurbereinigungsbehör-
de“ ersetzt.

b) In Absatz 2 werden im einleitenden Satzteil die Worte
„vom Amt für Agrarstruktur“ durch die Worte „von
der Flurbereinigungsbehörde“ ersetzt.

6. In § 8 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „Grenzregelungsver-
fahren“ durch die Worte „vereinfachten Umlegungsver-
fahren“ ersetzt.

7. § 9 erhält folgende Fassung: 

„§ 9

Gutachterausschüsse und Oberer Gutachterausschuss

(1) Für den Bereich jeder Vermessungs- und Kataster-
behörde wird ein Gutachterausschuss für Grundstücks-
werte als Landesbehörde gebildet.

(2) Für den Bereich des Landes Niedersachsen wird ein
Oberer Gutachterausschuss für Grundstückswerte gebil-
det.“

8. § 10 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Das für das Vermessungs- und Katasterwesen
zuständige Ministerium bestellt die vorsitzenden und
die stellvertretenden vorsitzenden Mitglieder der Gut-
achterausschüsse und des Oberen Gutachterausschus-
ses sowie die ehrenamtlichen Mitglieder des Oberen
Gutachterausschusses. 2Die ehrenamtlichen Mitglie-
der der Gutachterausschüsse werden von dem vorsit-
zenden Mitglied des jeweiligen Gutachterausschusses
bestellt. 3Die Amtsperiode beträgt fünf Jahre. 4Die
Bestellung kann wiederholt werden.“

b) Absatz 3 Satz 3 wird gestrichen.

9. In § 17 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „Bezirksregierung
Weser-Ems“ durch die Worte „Vermessungs- und Katas-
terbehörde in Oldenburg (Oldenburg)“ ersetzt. 

10. § 20 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) 1Die Daten der Kaufpreissammlung sind den be-
nachbarten Gutachterausschüssen und dem Oberen Gut-
achterausschuss zur Nutzung für deren Aufgaben auf
Anforderung zu übermitteln oder für den automatisierten
Abruf bereitzustellen; dabei ist zu gewährleisten, dass
der einzelne Abruf nachvollzogen werden kann. 2Dem
Oberen Gutachterausschuss können die Daten der Kauf-
preissammlung regelmäßig gebietsdeckend übermittelt
werden.“

11. § 26 erhält folgende Fassung:

„§ 26

Entschädigung ehrenamtlicher Mitglieder 
der Gutachterausschüsse 

und des Oberen Gutachterausschusses

(1) Die ehrenamtlichen Mitglieder der Gutachteraus-
schüsse und des Oberen Gutachterausschusses erhalten

1. eine Leistungsentschädigung nach Absatz 2,

2. Fahrtkostenersatz nach § 5 des Justizvergütungs- und
-entschädigungsgesetzes (JVEG), 

3. Entschädigung für Aufwand nach § 6 JVEG und

4. Ersatz für sonstige und für besondere Aufwendungen
nach den §§ 7 und 12 JVEG.

(2) 1Die Leistungsentschädigung wird nach Maßgabe
des § 8 Abs. 2 JVEG nach Stunden berechnet. 2Der
Stundensatz  beträgt in den Fällen

1. des § 13 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 Nr. 2 vierzig vom
Hundert,
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2. des § 13 Abs. 1 Nr. 1 fünfundvierzig vom Hundert
und

3. des § 13 Abs. 2 Nr. 1 fünfzig vom Hundert

des in § 9 Abs. 1 JVEG in der Honorargruppe 6 vorgesehe-
nen Betrages.

(3) 1Die Entschädigungen werden von den Vermes-
sungs- und Katasterbehörden festgesetzt. 2§ 2 JVEG gilt
entsprechend.“

Artikel 2

Überleitungsvorschrift

1Die Gutachterausschüsse für Grundstückswerte für die
Bereiche der Landkreise, der kreisfreien Städte und der Region
Hannover werden aufgelöst. 2Die ehrenamtlichen Mitglieder
der aufgelösten Gutachterausschüsse werden für die restliche
Dauer der Amtsperiode, für die sie bestellt worden sind, Mit-
glied in dem neu gebildeten Gutachterausschuss für Grund-

stückswerte, der für den Bereich des nach Satz 1 aufgelösten
Gutachterausschusses zuständig ist. 

Artikel 3

Neubekanntmachung

Das Ministerium für Soziales, Frauen, Familie und Gesund-
heit wird ermächtigt, die Niedersächsische Verordnung zur
Durchführung des Baugesetzbuches in der ab 1. Januar 2005
geltenden Fassung mit neuem Datum bekannt zu machen und
dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel 4

In-Kraft-Treten

1Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.
2Abweichend von Satz 1 tritt Artikel 3 am Tag nach der Ver-
kündung dieser Verordnung in Kraft.

Hannover, den 1. Dezember 2004

Die Niedersächsische Landesregierung

W u l f f v o n  d e r  L e y e n
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V e r o r d n u n g
über die Kosten für Untersuchungen 
nach dem Jugendarbeitsschutzgesetz

Vom 2. Dezember 2004

Aufgrund des § 46 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a des Jugendarbeits-
schutzgesetzes vom 12. April 1976 (BGBl. I S. 965), zuletzt
geändert durch Artikel 7 Abs. 4 des Gesetzes vom 27. Dezem-
ber 2003 (BGBl. I S. 3007), wird verordnet:

§ 1

(1) Für die Kosten der ärztlichen Untersuchungen nach den
§§ 32 bis 35 und 42 des Jugendarbeitsschutzgesetzes wird ein
Pauschbetrag in Höhe des Gebührensatzes nach Nummer 32
der Anlage der Gebührenordnung für Ärzte in der Fassung
vom 9. Februar 1996 (BGBl. I S. 210), zuletzt geändert durch
Artikel 17 des Gesetzes vom 4. Dezember 2001 (BGBl. I
S. 3320), mit den nachfolgenden Änderungen, erhöht um
0,26 Euro, festgesetzt.

(2) Für die Kosten der Ergänzungsuntersuchungen nach
§ 38 des Jugendarbeitsschutzgesetzes wird ein Pauschbetrag
in Höhe des Gebührensatzes festgesetzt, der nach der Anlage
der Gebührenordnung für Ärzte oder der Anlage der Gebüh-
renordnung für Zahnärzte vom 22. Oktober 1987 (BGBl. I
S. 2316), zuletzt geändert durch Artikel 18 des Gesetzes vom
4. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3320), mit den nachfolgenden
Änderungen, für die jeweilige Leistung bestimmt ist.

§ 2

1Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.
2Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Kosten für ärzt-
liche Untersuchungen nach dem Jugendarbeitsschutzgesetz
vom 15. November 1988 (Nds. GVBl. S. 201) außer Kraft.

Hannover, den 2. Dezember 2004

Die Niedersächsische Landesregierung

W u l f f v o n  d e r  L e y e n
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V e r o r d n u n g
über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Deichrechts

(ZustVO-Deich)

Vom 29. November 2004

Aufgrund des § 30 a Satz 2 des Niedersächsischen Deich-
gesetzes in der Fassung vom 23. Februar 2004 (Nds. GVBl.
S. 83), geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 5. November
2004 (Nds. GVBl. S. 417), wird verordnet:

§ 1

Der Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Natur-
schutz ist für folgende Aufgaben zuständig:

1. Widmung eines Deiches oder Bauwerks nach § 3 Abs. 1
des Niedersächsischen Deichgesetzes (NDG);

2. Festsetzung der Abmessungen eines Deiches nach § 4
Abs. 1 NDG;

3. Entgegennahme der Anzeige über den Bau eines Deiches
und die weiteren Aufgaben nach § 11 Abs. 1 NDG;

4. Widmung eines Deiches nach § 11 Abs. 2 bis 4 NDG;

5. Entscheidungen nach § 12 Abs. 1 NDG;

6. Anordnung der Verlegung einer Deichlinie nach § 13
Abs. 1 NDG;

7. Entwidmung eines Deiches oder Sperrwerks nach § 20
Abs. 1 NDG; 

8. Widmung einer Düne nach § 20 a Abs. 1 NDG;

9. Schutzdünenschau nach § 18 NDG in Verbindung mit
§ 20 a Abs. 3 NDG;

10. Entwidmung einer Schutzdüne nach § 20 Abs. 1 NDG in
Verbindung mit § 20 a Abs. 3 NDG;

11. Bestimmung der Breite des Deichvorlandes nach § 21
Abs. 1 Satz 1 NDG und Bestimmung der Breite des Vor-
landes eines Hochwasser- oder Schutzdeiches nach § 21
Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit Abs. 3 NDG; 

12. Anordnung zur Anlegung und Erhaltung eines Notdeiches
nach § 28 Abs. 1 Satz 1 NDG;

13. Fristbestimmung nach § 28 Abs. 3 NDG, soweit es sich
um einen Notdeich handelt, der einen vom Land oder
vom Bund zu erhaltenden Deich ersetzt;

14. Widmung eines Deiches als zweite Deichlinie nach § 29
Abs. 1 Sätze 1 und 2 NDG und Entwidmung eines Dei-
ches der zweiten Deichlinie nach § 29 Abs. 4 NDG, wenn
der Deich vom Land oder vom Bund zu erhalten ist;

15. Festlegung des Umfangs der Unterhaltung eines Deiches
der zweiten Deichlinie nach § 29 Abs. 1 Satz 3 NDG,
wenn der Deich vom Land oder vom Bund zu erhalten ist;

16. Aufhebung und Beschränkung von Rechten sowie die
damit zusammenhängenden Entscheidungen nach § 34
Abs. 1 und 2 NDG;

17. im Übrigen deichrechtliche Maßnahmen und Entschei-
dungen, die ein Sperrwerk oder eine Schutzdüne oder
einen Deich betreffen, der vom Land oder vom Bund zu
erhalten ist.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

Hannover, den 29. November 2004

Niedersächsisches Umweltministerium

S a n d e r

Minister
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V e r o r d n u n g
über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Wasserrechts

(ZustVO-Wasser)

Vom 29. November 2004

Aufgrund des § 170 Abs. 1 Satz 2 und des § 151 Abs. 1 Satz 3
des Niedersächsischen Wassergesetzes (NWG) in der Fassung
vom 10. Juni 2004 (Nds. GVBl. S. 171), geändert durch Artikel 2
des Gesetzes vom 5. November 2004 (Nds. GVBl. S. 417), wird
verordnet:

§ 1

Zuständigkeit des Landesbetriebes 
für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz

Der Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Natur-
schutz ist für folgende Aufgaben zuständig:

1. Entscheidung über folgende Benutzungen (§ 4 NWG):

a) Entnehmen und Ableiten von Wasser aus einem ober-
irdischen Gewässer, wenn der Landesbetrieb für Was-
serwirtschaft, Küsten- und Naturschutz nach Buch-
stabe b, c oder f für Entscheidungen über die Ab-
wassereinleitung des entnommenen oder abgeleiteten
Wassers zuständig ist,

b) Einleiten von Abwasser aus einem gewerblichen oder
industriellen Betrieb, ausgenommen das Einleiten von
Niederschlagswasser aus einer Regenwasserleitung,
in ein oberirdisches Gewässer oder das Grundwasser,
soweit das Staatliche Gewerbeaufsichtsamt für die
Genehmigung der Anlage, in der das Abwasser an-
fällt, nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz zu-
ständig ist, wenn 

aa) im Abwasser, ausgenommen Kühlwasser, die
BSB5-Fracht (roh) 3 000 kg/Tag übersteigen soll
und in der Abwasserverordnung in der Fassung
vom 17. Juni 2004 (BGBl. I S. 1108, 2625) mit
den nachfolgenden Änderungen Anforderungen
an das Abwasser vor seiner Vermischung oder für
den Ort des Anfalls nach dem Stand der Technik
nicht festgelegt sind,

bb) die Abwassermenge, ausgenommen Kühlwasser,
500 m3/Tag übersteigen soll und in der Abwasser-
verordnung Anforderungen an das Abwasser vor
seiner Vermischung oder für den Ort des Anfalls
festgelegt sind oder

cc) die Abwassermenge 7 000 m3/Tag übersteigen
soll und Anforderungen in der Abwasserverord-
nung nicht festgelegt sind,

c) Einleiten von 

aa) mehr als 100 000 m3/Tag Kühlwasser oder 

bb) Kühlwasser, das mit einer Abwassereinleitung
nach Buchstabe b oder mit einer kerntechnischen
Anlage in einem wasserwirtschaftlichen oder
betriebstechnischen Zusammenhang steht,

in ein oberirdisches Gewässer oder das Grundwasser,

d) Einbringen und Einleiten von Stoffen in ein Küsten-
gewässer, soweit nicht in § 2 etwas anderes bestimmt
ist,

e) Einbringen und Einleiten radioaktiver Stoffe im Sinne
des Atomgesetzes in ein Gewässer,

f) Einleiten von Abwasser aus einer kerntechnischen
Anlage in ein Gewässer,

g) Entnehmen und Ableiten von Wasser aus sowie Ein-
bringen und Einleiten von Stoffen in Talsperren oder
Wasserspeicher im Sinne des § 86 NWG,

h) Aufstauen von oberirdischen Gewässern durch eine
Talsperre im Sinne des § 86 NWG oder eine andere
Stauanlage im Sinne des § 90 NWG

einschließlich der jeweils damit im Zusammenhang
stehenden Maßnahmen;

2. Verpflichten zur Duldung oder Unterlassung nach § 54
NWG;

3. Aufstellen eines Verzeichnisses der Gewässer zweiter
Ordnung nach § 67 NWG;

4. Feststellung nach § 90 Abs. 1 NWG; 

5. Maßnahmen und Aufsicht nach den §§ 60, 73 bis 75, 87,
89, 91, 108 und 118 NWG bezüglich Stauanlagen im
Sinne des § 86 NWG und anderen Stauanlagen im Sinne
des § 90 NWG;

6. bei Gewässern erster Ordnung sowie bei den in den An-
lagen zu § 105 Abs. 1 und 2 NWG genannten Gewässern
zweiter Ordnung Entscheidungen und Regelungen sowie
Aufsicht (§ 60 NWG)

a) zur Unterhaltung nach den §§ 98 bis 116 und 118
NWG,

b) zum Ausbau nach § 119 NWG,

c) zum Gemeingebrauch nach den §§ 73 bis 75 NWG;

7. Entscheidungen über ein Küstengewässer nach den §§ 132
und 133 NWG und Aufsicht über die Küstengewässer
nach § 60 NWG;

8. Feststellung der Erlaubnis- oder Bewilligungsfreiheit für
einzelne Gebiete nach § 136 Abs. 3 NWG;

9. Maßnahmen nach § 147 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Sätze 2 und 4
sowie Abs. 3 NWG bei der Eigenüberwachung der Unter-
nehmen der öffentlichen Trinkwasserversorgung, wenn
für die Entscheidung über das Entnehmen von Wasser
der Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und
Naturschutz nach Nummer 1 Buchst. g zuständig ist; 

10. Aufgaben zur Umsetzung der EG-Wasserrahmenrichtlinie
nach § 2 Abs. 1, § 64 d Abs. 2 Satz 2 auch in Verbindung
mit § 130 a und § 136 a Abs. 4 Satz 1, § 64 d Abs. 3 Satz 3
auch in Verbindung mit § 130 a und § 136 a Abs. 4 Satz 1,
§ 181, § 184, § 184 a und § 184 b NWG, soweit in § 6
nichts anderes bestimmt ist;

11. Aufgaben nach der Niedersächsischen Verordnung zum
wasserrechtlichen Ordnungsrahmen vom 27. Juli 2004
(Nds. GVBl. S. 268);

12. Genehmigung von Abwasserbehandlungsanlagen nach
§ 154 NWG und deren Überwachung nach § 60 NWG,
wenn für die Entscheidung über das Einleiten von
Abwasser aus der Anlage der Landesbetrieb für Wasser-
wirtschaft, Küsten- und Naturschutz nach Nummer 1
Buchst. b, c, d, e, f oder g zuständig ist;

13. Abwehr von Gefahren durch wassergefährdende Stoffe
für den Bereich der Küstengewässer, der Bundeswasser-
straße Elbe von der seewärtigen Begrenzung bis zur
Landesgrenze gegen Hamburg, der Bundeswasserstraße
Weser von der seewärtigen Begrenzung bis zur Mündung
der Ochtum und der Bundeswasserstraße Ems von der
seewärtigen Begrenzung bis zur Mündung des Petkumer
Sieltiefs nach den §§ 169 und 172 NWG; 
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14. Entscheidung über Zwangsrechte nach den §§ 175 bis 180
NWG, wenn für das Unternehmen eine andere wasser-
rechtliche Entscheidung erforderlich und dafür der
Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Natur-
schutz zuständig ist;

15. Aufgaben im Zusammenhang mit der Festsetzung und
der Erhebung der Gebühr für Wasserentnahmen, soweit
der Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und
Naturschutz nach Nummer 1 Buchst. a oder g auch für
Entscheidungen über Benutzungen (§ 4 NWG) zuständig
ist;

16. Leistung eines Ausgleichs nach § 51 a NWG; 

17. Datenverarbeitung nach § 171 NWG, soweit der Auf-
gabenbereich des Landesbetriebes für Wasserwirtschaft,
Küsten- und Naturschutz betroffen ist;

18. Führen des Wasserbuchs nach den §§ 185 bis 189 NWG;

19. Anerkennung als Untersuchungsstelle für Untersuchun-
gen im Rahmen der behördlichen Überwachung der Ab-
wasserbeseitigung nach der Verordnung über staatlich
anerkannte Untersuchungsstellen der wasser- und abfall-
rechtlichen Überwachung vom 24. Februar 1995 (Nds.
GVBl. S. 43), zuletzt geändert durch Artikel 14 der Ver-
ordnung vom 14. September 2001 (Nds. GVBl. S. 604), in
der jeweils geltenden Fassung, einschließlich der damit
in Zusammenhang stehenden Maßnahmen;

20. Zulassung von Stellen und von Unternehmen der öffent-
lichen Trinkwasserversorgung zur Untersuchung des Roh-
wassers nach § 147 Abs. 1 Satz 1 NWG;

21. Bauartzulassung nach § 154 Abs. 1 Satz 2 und § 162 Abs. 2
NWG;

22. Feststellung der Gleichwertigkeit von Baubestimmungen
und technischen Vorschriften anderer Mitgliedstaaten
der Europäischen Union oder von anderen Vertragsstaa-
ten des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum nach § 5 und die Zulassung von Sachverständigen-
organisationen nach § 16 der Anlagenverordnung vom
17. Dezember 1997 (Nds. GVBl. S. 549) in der jeweils
geltenden Fassung.

§ 2

Zuständigkeit der unteren Wasserbehörden 
in Küstengewässern

Die unteren Wasserbehörden sind für Entscheidungen über
Einleitungen auch aus den Abwasserbehandlungsanlagen zu-
ständig, die in ihrem Gebiet liegen und von denen Abwasser
in ein Küstengewässer außerhalb des Gebiets einer unteren
Wasserbehörde eingeleitet wird, wenn die Abwasseranlage
nicht unter § 1 Nr. 12 fällt. 

§ 3

Zuständigkeit der Gemeinden

1Für die Genehmigung von Einleitungen in öffentliche Ab-
wasseranlagen nach § 151 NWG sind in selbständigen Ge-
meinden diese anstelle der Wasserbehörde zuständig. ²§ 168
Abs. 2 Sätze 3 und 4 NWG gilt entsprechend. ³Die Zuständig-
keit schließt die zugehörige Datenverarbeitung nach § 171
NWG ein.

§ 4

Zuständigkeit der Staatlichen Gewerbeaufsichtsämter

1Die Staatlichen Gewerbeaufsichtsämter sind für die Aufga-
ben und die Aufsicht (§ 60 NWG) nach den §§ 161 und 162
Abs. 1 und den §§ 163 bis 165 NWG und der Anlagenverord-
nung vom 17. Dezember 1997 (Nds. GVBl. S. 549) in der je-
weils geltenden Fassung in den Betrieben zuständig, die der
immissionsschutzrechtlichen Überwachung durch die Staat-
lichen Gewerbeaufsichtsämter unterliegen. ²Die Zuständigkeit
schließt die zugehörige Datenverarbeitung nach § 171 NWG
ein.

§ 5

Zuständigkeit des Landesbergamtes

1Das Landesbergamt ist zuständig für

1. die Genehmigung nach § 91 Abs. 1 NWG für Maßnahmen
in oder an einem oberirdischen Gewässer, wenn ein berg-
rechtlicher Betriebsplan die zu genehmigenden Maßnah-
men vorsieht, und

2. die Überwachung von Benutzungen (§ 61 Abs. 1 NWG)
und von genehmigungsbedürftigen Anlagen (§ 61 Abs. 2
und 5 NWG) sowie die Aufgaben der Wasserbehörde im
Zusammenhang mit dem Betriebsbeauftragten für Gewäs-
serschutz (§ 40 Abs. 2, § 41 Abs. 4, § 42 Abs. 1 Satz 2 und
Abs. 3 Satz 2 NWG), wenn das Landesbergamt für die
Erlaubnis der Benutzung oder die Genehmigung der Anlage
zuständig ist.

²Die Zuständigkeit schließt die zugehörige Datenverarbeitung
nach § 171 NWG ein.

§ 6

Zuständigkeit des Fachministeriums

Das Fachministerium bereitet die Beschlussfassung der
Landesregierung für den jeweiligen Beitrag zu den niedersäch-
sischen Teilen der Maßnahmenprogramme nach § 181 NWG
vor und entscheidet über die niedersächsischen Teile der
Bewirtschaftungspläne nach § 184 NWG.

§ 7

In-Kraft-Treten, Übergangsvorschrift

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über Zuständigkeiten
auf dem Gebiet des Wasserrechts vom 9. März 1999 (Nds.
GVBl. S. 70), geändert durch § 80 Abs. 13 des Gesetzes vom
5. Juni 2001 (Nds. GVBl. S. 348), außer Kraft.

(3) Der Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und
Naturschutz führt die folgenden bei den Bezirksregierungen
begonnenen wasserrechtlichen Verfahren bis zum Erlass der
behördlichen Entscheidung zu Ende:

1. Erlaubnis- und Bewilligungsverfahren mit Öffentlichkeits-
beteiligung, wenn mit der Öffentlichkeitsbeteiligung be-
gonnen wurde, 

2. die in der Anlage 1 genannten Verfahren zur Festsetzung
von Wasserschutzgebieten und

3. die in der Anlage 2 genannten Verfahren zur Festsetzung
von Überschwemmungsgebieten.
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(4) 1Der Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und
Naturschutz führt die bei den Bezirksregierungen begonnenen
Verfahren zur Festsetzung von Überschwemmungsgebieten,
die nicht von Absatz 3 Nr. 3 erfasst sind, jeweils so lange fort,
bis die durch die Bezirksregierungen vergebenen Aufträge
einschließlich der Bezahlung abgewickelt sind. 2Nach der
Abwicklung sind die unteren Wasserbehörden zuständig.

Hannover, den 29. November 2004

Niedersächsisches Umweltministerium

S a n d e r

Minister
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Anlage 1
(zu § 7 Abs. 3 Nr. 2)

Vom Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, 
Küsten- und Naturschutz 

zu Ende zu führende Verfahren 
zur Festsetzung von Wasserschutzgebieten:

Innerstetalsperre

Sösetalsperre

Brackstedt-Weyhausen

Rühen

Elvese

Elvershausen

Wachenhausen

Oldenrode

Hankensbüttel

Drakenburg

Stadthagen-Wendthagen

Meiborssen

Poppenburg

Hameln-Süd

Nordwest-Solling

Hoopte

Lüdershausen

Grumsmühlen

Leer

Georgsmarienhütte

Hagener Straße, Gemarkung Altenhagen

Niedermark
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Anlage 2
(zu § 7 Abs. 3 Nr. 3)

Vom Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz 
zu Ende zu führende Verfahren zur Festsetzung von Überschwemmungsgebieten:

Bezeichnung des Verfahrens Gewässer

Name von bis

Schede Schede B 3 (Volkmarshausen) Mündung in die Weser

Schunter Schunter Braunschweig, Ortsteil 
Hondelage (Stadtgrenze)

Mündung in die Oker

Emmer Emmer Landesgrenze Niedersachsen/
Nordrhein-Westfalen

Mündung in die Weser

Nette Nette Kreisgrenze Landkreis Nort-
heim/Landkreis Hildesheim

Mündung in die Innerste

Lamme Lamme Lamspringe Mündung in die Innerste

Saale Saale Wallensen, 
Alte Bergmannssiedlung

Mündung in die Leine

Hombach Hombach und 
Leester Mühlenbach

Bassum Mündung in die Ochtum

Wagenfelder Aue Wagenfelder Aue Wagenfeld Mündung in die Hunte

Siede Siede Einmündung des Päpser Bachs Mündung in die Große Aue

Speckenbach Einmündung des Dorfgrabens Mündung in die Siede

Uchter Mühlenbach Uchter Mühlenbach Uchte Mündung in die Weser

Sarninghäuser Meerbach Uchter Mühlenbach Mündung in die Große Aue

Süstedter Bach Süstedter Bach Süstedt Mündung in den Kirchweyher See

Rodenberger Aue Rodenberger Aue Bakede Mündung in die Westaue

Hamel/Fluthamel Hamel und Fluthamel Bad Münder Mündung in die Weser

Gelbbach/ 
Sedemünder Mühlbach

Gelbbach Pulvermühle Mündung in die Hamel

Sedemünder Mühlbach Sedemünder Mündung in den Gelbbach

Sachsenhäger Aue 
mit Quellgewässern 

Sachsenhäger Aue Pollhagen Mündung in die Westaue

Ziegenbach Probsthagen Mündung in die Sachsenhäger Aue

Hülse Stadthagen Mündung in die Sachsenhäger Aue

Krummer Bach und Holpe Stadthagen Mündung in die Hülse

Hunte I Hunte Hengemühle Goldenstedt

Steinhuder Meerbach Steinhuder Meerbach Steinhuder Meer Mündung in die Weser

Südbach Steinhude Mündung in den Steinhuder 
Meerbach

Nordbach Mardorf Mündung in den Steinhuder 
Meerbach

Grawiede Grawiede Dümmer Mündung in die Hunte

Große Aue Große Aue Landesgrenze Niedersachsen/
Nordrhein-Westfalen

Liebenau

Kleine Aue Kleine Aue Einmündung des Kuhbachs Mündung in die Große Aue

Kuhbach Twistringen Mündung in die Kleine Aue

Hamme Hamme und Beek L 153 Mündung in die Lesum

Elbe Elbe Landesgrenze Niedersachsen/
Sachsen-Anhalt

Geesthacht

Fuhse und Erse Fuhse und Aue Grenze Landkreis Celle/ 
Region Hannover

Mündung in die Aller

Böhme Böhme Ahlften Böhme

Örtze Örtze Kleine Örtze Mündung in die Aller
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Ems Ems Landesgrenze Niedersachsen/
Nordrhein-Westfalen

Wehr Herbrum

Düte Düte Georgsmarienhütte Mündung in die Hase

Hunte unterhalb Wildeshausen Hunte Wildeshausen Oldenburg

Hunte oberhalb Wildeshausen Hunte Goldenstedt Wildeshausen

Soeste Soeste Cloppenburg Küstenkanal

Eileringsbecke, Wüstegraben, 
Schrapsbecke

Eileringsbecke Landesgrenze Niedersachsen/
Nordrhein-Westfalen

Mündung in die Vechte

Vördener Aue Vördener Aue Camper Moor Mündung in den Nonnenbach

Nonnenbach Nonnenbach Bramsche Epe Mündung in die Hase

Hase unterhalb Kronensee Hase Kronensee Osnabrück 

Hase unterhalb Osnabrück 
bis Mittellandkanal

Hase Osnabrück Mittellandkanal

Hase unterhalb Mittelland-
kanal

Hase Mittellandkanal Quakenbrück

Hase von Einmündung der 
Wrau bis Hahnenmoorkanal

Hase Wrau Hahnenmoorkanal

Lager Hase und 
Dinklager Mühlenbach

Lager Hase BAB A 1 Mündung in die Hase

Delme Delme Harpstedt Delmenhorst

Grenzaa Grenzaa Süd-Nord-Kanal Grenze Niedersachsen/Niederlande

Twister Aa Twister Aa Wietmarschen Mündung in die Grenzaa

Dinkel Dinkel Einmündung des 
Ravenshorster Baches

Mündung in die Vechte

Sagter Ems I Sagter Ems Küstenkanal Hollener See

Sagter Ems II Sagter Ems Hollener See Utender Kanal

Bezeichnung des Verfahrens Gewässer

Name von bis
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Fischgewässerqualitätsverordnung

Vom 29. November 2004

Aufgrund des § 96 a Satz 1 und des 170 Abs. 1 Satz 2 des
Niedersächsischen Wassergesetzes in der Fassung vom 10. Juni
2004 (Nds. GVBl. S. 171), geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 5. November 2004 (Nds. GVBl. S. 417), wird ver-
ordnet:

Artikel 1

In § 5 Abs. 2 Satz 2 der Fischgewässerqualitätsverordnung
vom 5. September 1997 (Nds. GVBl. S. 407) werden die Worte
„Das Niedersächsische Landesamt für Ökologie“ durch die
Worte „Der Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und
Naturschutz“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

Hannover, den 29. November 2004

Niedersächsisches Umweltministerium

S a n d e r

Minister
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Muschelgewässerqualitätsverordnung

Vom 29. November 2004

Aufgrund des § 131 Abs. 1 Satz 1 und des § 170 Abs. 1 Satz 2
des Niedersächsischen Wassergesetzes in der Fassung vom
10. Juni 2004 (Nds. GVBl. S. 171), geändert durch Artikel 2
des Gesetzes vom 5. November 2004 (Nds. GVBl. S. 417), wird
verordnet:

Artikel 1

In § 5 Abs. 2 Satz 2 der Muschelgewässerqualitätsverord-
nung vom 5. September 1997 (Nds. GVBl. S. 414) werden die
Worte „Das Niedersächsische Landesamt für Ökologie“ durch
die Worte „Der Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten-
und Naturschutz“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

Hannover, den 29. November 2004

Niedersächsisches Umweltministerium

S a n d e r

Minister
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung zur Verringerung der 

Gewässerverschmutzung durch bestimmte gefährliche Stoffe 

Vom 29. November 2004

Aufgrund des § 96 a Satz 1, des § 131 Abs. 1 Satz 1 und des
§ 170 Abs. 1 Satz 2 des Niedersächsischen Wassergesetzes in
der Fassung vom 10. Juni 2004 (Nds. GVBl. S. 171), geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 5. November 2004 (Nds.
GVBl. S. 417), wird verordnet:

Artikel 1

§ 2 der Verordnung zur Verringerung der Gewässerver-
schmutzung durch bestimmte gefährliche Stoffe vom 23. Feb-
ruar 2001 (Nds. GVBl. S. 79), geändert durch § 15 der Verord-
nung vom 27. Juli 2004 (Nds. GVBl. S. 268), wird wie folgt
geändert:

1. In Absatz 1 werden die Worte „Die oberen Wasserbehör-
den stellen“ durch die Worte „Der Landesbetrieb für
Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz stellt“ ersetzt.

2. In Absatz 5 werden die Worte „die obere Wasserbehörde“
durch die Worte „der Landesbetrieb für Wasserwirtschaft,
Küsten- und Naturschutz“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

Hannover, den 29. November 2004

Niedersächsisches Umweltministerium

S a n d e r

Minister
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung zum Niedersächsischen Gesetz

zur Ausbildung der Juristinnen und Juristen

Vom 1. Dezember 2004

Aufgrund des § 21 Abs. 1 des Niedersächsischen Gesetzes
zur Ausbildung der Juristinnen und Juristen in der Fassung
vom 15. Januar 2004 (Nds. GVBl. S. 7) wird im Einvernehmen
mit dem Ministerium für Inneres und Sport verordnet:

Artikel 1

§ 26 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 der Verordnung zum Niedersäch-
sischen Gesetz zur Ausbildung der Juristinnen und Juristen
vom 2. November 1993 (Nds. GVBl. S. 561), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 25. September 2003 (Nds. GVBl.
S. 356), erhält folgende Fassung:

„1. das Justizministerium in der dritten Pflichtstation und,
soweit in der öffentlichen Verwaltung ausgebildet wird,
in der Wahlstation im Einvernehmen mit dem für Inneres
zuständigen Ministerium auf dieses oder eine diesem
nachgeordnete Behörde,“.

Artikel 2

Die Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

Hannover, den 1. Dezember 2004

Niedersächsisches Justizministerium

H e i s t e r - N a u m a n n

Ministerin




